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Nr.
INHALT Seite

l .
13. IX. 17 
IV Z R  445/14

2 .
14. IX. 17 k 
IX Z R  261/15

3.
19. IX . 17. 
V IIZ B  64/14

4.
19. IX . 17 
X I ZB 13/14

E in  ausdrücklicher W unsch des V ersicherungsnehm ers nach 
vollständiger V ertragserfüllung im  Sinne von § 8 A bs. 3 Satz 2 
V V G  setzt ebenso w ie dessen Z ustim m ung zum  Beginn des 
Versicherungsschutzes vor E nde der W iderrufsfrist gemäß § 9 
Abs. 1 Satz 1 W G  voraus, dass der V ersicherungsnehm er en t­
w eder über sein W iderrufsrecht belehrt w urde oder der Ver­
sicherer aufgrund anderer U m stände davon ausgehen konnte, 
dem  Versicherungsnehm er sei sein W iderrufsrecht bekannt 
gewesen.................................................................................................... 1
D ie E röffnung des Insolvenzverfahrens über das Vermögen 
des U nternehm ers stellt fü r  sich genom m en keinen wichtigen, 
die V ergütungsansprüche des U nternehm ers ausschließenden 
G rund  fü r die K ündigung eines nach dem Eröffnungsantrag 
geschlossenen W erklieferungsvertrages d a r ........................... . 10
D ie isolierte Pfändung der R echte aus § 887 Z P O  in Verbindung 
m it dem  A nspruch des H andelsvertreters aus § 87c Abs. 2 H G B  
ist nichtig. D iese R echte sind als unselbständige N ebenrechte 
untrennbar m it dem  Provisionsanspruch verbunden und  k ön ­
nen nicht unabhängig von diesen geltend gem acht w e rd en .... 21
a) Ist ein Zivilprozess im  H inb lick  auf ein M usterverfahren 
nach dem  Kapitalanleger-M usterverfahrensgesetz gemäß § 8 
Abs. 1 Satz 1 K apM uG  ausgesetzt, können D ritte, denen in 
dem  ausgesetzten R echtsstreit die Stellung eines N eben in ­
tervenienten zukom m t, ihre  Beteiligungsrechte gemäß § 11 
Abs. 1 Satz 1 K apM uG  i.V.m. § 67 H albs. 2 Z PO  auch im 
M usterverfahren w ahrnehm en.
b) Das M usterverfahren nach dem  K apM uG  ist nicht in ter­
ventionsfähig. Ein auf den V erfahrensabschnitt des M uster­
verfahrens bezogener B eitritt und eine auf den V erfahrensab­
schnitt des M usterverfahrens bezogene Streitverkündung sind 
nicht s tatthaft.
c) E ine S treitverkündungsschrift, die eine in dem  betroffenen
Verfahren generell unstatthafte  S treitverkündung bew irken 
soll, ist vom  G ericht n ich t zuzuste llen .......................................... 27
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5.
19. IX . 17 
X I ZB 17/15

a) Jedes Feststellungsziel im  Sinne des § 2 A bs. 1 Satz 1 K ap- 
M uG  bildet einen eigenständigen Streitgegenstand des K api­
talanleger-M usterverfahrens.
b) Eine ordnungsgem äße Rechtsbeschw erdebegründung im 
K apitalanlcger-M usterverfahren verlangt die A ngabe von 
R echtsbeschw erdegründen für jedes Feststellungsziel, das m it 
der R echtsbeschwerdc w eiter verfolgt w erden soll.
c) Einem  V ertrag ü ber den E rsterw erb  einer Schuldverschrei­
bung zwischen der em ittierenden Bank und  den institu tionel­
len E rsterw erbern  kom m t grundsätzlich keine Schutzw irkung 
zugunsten der Zw eiterw erber zu.
d) In  der Rechtsbeschw erdeinstanz kann das M usterverfah­
ren n icht um  neue Feststellungsziele erw eitert w erden.
e) D as Feststellungsziel, die Fehlerhaftigkeit einer K apital­
m arktinform ation »insbesondere durch folgende Aussagen« 
festzustellen, ist hinsichtlich der im Folgenden im Feststel­
lungsziel nicht wiedergegebenen Aussagen n icht hinreichend 
bestimm t.
f) W eder die M usterparteien noch einzelne Beigeladene kön ­
nen Feststellungsziele, die durch  den Vorlagebeschluss des 
L andgerichts oder den Erw eiterungsbeschluss des O berlan- 
desgerichts V erfahrensgegenstand des M usterverfahrens ge­
w orden sind, (teilweise) zurücknehm en. E in M usterentscheid 
ergeht nur dann nicht, w enn  sämtliche Beteiligten überein­
stim m end erklären, dass sie das Verfahren beenden w ollen.... 37


